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Bonn, den 10. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Schiffsbesetzungsordnung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Apel, Grobecker, 
Haar (Stuttgart), Ollesch und Genossen und der Frak- 
tionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/891 — 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt beant- 
wortet; 


1. Ist die Bundesregierung bereit, über die Brüsseler Institutionen 
auf eine Nichtverabschiedung des Gesetzentwurfes zu drängen? 


Hierzu ist die Bundesregierung leider nicht in der Lage, weil 
die EWG-rechtlichen Bestimmungen dafür zur Zeit keine Basis 
bieten. Harmonisierende Bestimmungen über die Besetzung 
von Seeschiffen gibt es bisher in der Europäischen Gemeinschaft 
nicht Laut Artikel 84 Abs. 2 der Römischen Verträge können 
Fragen der Seeschiffahrt nur durch einstimmigen Ratsbeschluß 
geregelt werden. Davon haben die Mitgliedsstaaten bisher 
keinen Gebrauch gemacht. Das beabsichtigte niederländische 
Gesetz verstößt deshalb gegen keine EWG-Vorschrift. 


2 , Hält die Bundesregierung gegebenenfalls nationale Maßnahmen 
für geeignet, die Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, ins- 
besondere indem sie ebenfalls die bisherige Grenze der „Klei- 
nen Handelsfahrt'' umstellt? 


Die Bundesregierung erwägt, zusammen mit dem nach § 36 der 
neuen Schiffsbesetzungsordnung vorgesehenen Fachausschuß 
Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, falls die künftigen niederlän- 
dischen Bemannungsvorschriften die kleine und mittlere Ton- 
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nage unserer Handelsflotte tatsächlich ernsthaft gefährden soll- 
ten. Hierbei wird der Rahmen zu beachten sein, der sich aus 
§138 des Seemannsgesetzes sowie aus den ergänzenden tarif- 
vertraglichen Regelungen ergibt. Etwaige Abhilfemaßnahmen 
dürfen nämlich nicht zu einem sozialen Rückschritt für die 
Arbeitnehmer in der Seeschiffahrt führen. 

Ergänzend wird auf folgendes hingewiesen: 

Die „Kleine Handelsfahrt" des niederländischen Rechts ist 
— anders als die Fahrtgebiete des deutschen Rechts — nicht 
räumlich begrenzt, sondern auf das kleinere Schiff abgestellt, 
das bei geringerer Besetzung weltweit eingesetzt werden kann. 
Eine der vorgesehenen niederländischen Umstellung entspre- 
chende Änderung in der Bundesrepublik Deutschland würde 
u. a. eine Änderung der Vorschriften des § 138 des Seemanns- 
gesetzes erfordern, die die Arbeitnehmer in der Seeschiffahrt 
als sozialen Rückschritt betrachten würden. Sie würde aber auch 
wirkungslos bleiben, weil der Tarifvertrag für die deutsche See- 
schiffahrt seit Jahren Anforderungen stellt, die über die zur Zeit 
geltenden gesetzlichen Vorschriften hinausgehen. 

Leber 
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